
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

„Eigenverantwort-
lichkeit der Mit-
gliedsstaaten und 
Soziale Marktwirt-
schaft sind Grund-
voraussetzung für 
ein solide handeln-
des Europa. Denn: 
Was verteilt wird, 
muss vorher er-
wirtschaftet wer-
den. Das vergessen 
die Sozialisten ger-
ne immer wieder!“ 

(Michael Grosse-Bröhmer, 
erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Uni-
onsbundestagsfraktion)
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In dieser Ausgabe:

Das anspruchsvolle Kli-
maziel, mit dem sich 
Deutschland verpflich-
tet hatte, bis 2020 die 
Treibhausgasemissio-
nen um 40 Prozent zu 
senken, wird wohl ver-
fehlt werden. Erreicht 
haben wir im Jahr 2018 
nach ersten Schätzun-
gen der Bundesregie-
rung 30,8 Prozent. Da-
mit hat Deutschland im 
Vergleich zur Europäi-
schen Union seine 
Emissionen 
übe rdu rch -
s c h n i t t l i c h 
reduziert.  

Um die Ent-
wicklung in 
diese Richtung fortzu-
setzen, wollen wir zum 
Beispiel Kosten für die 
G e b ä u d e s a n i e r u n g 
steuerlich anrechenbar 
machen. Daneben ent-
wickeln die einzelnen 
Ministerien innerhalb 
der Bundesregierung 
derzeit konkrete Maß-
nahmen, mit denen das 
Erreichen der europä-
isch vereinbarten Kli-
maziele 2030 sicherge-
stellt wird. Das betrifft 
insbesondere den Ver-
kehrs- und Baubereich. 
Das „Klimakabinett“ 
entwickelt derzeit hier-
zu zielführende Pläne. 

Eine von der Bundesre-
gierung eingesetzte 
Kommission  hat zur 

Erreichung von Klima-
zielen einen schrittwei-
sen Ausstieg aus der 
Kohleverstromung bis 
2038 empfohlen.  

Wir als Politiker stehen 
nun vor der schwierigen 
Aufgabe, einerseits die 
so uns vorgegebenen 
anspruchsvollen Klima-
ziele zu erfüllen. Ande-
rerseits ist es aber 
ebenso unsere Aufgabe, 
andere wichtige Dinge 
in unserem Land im 

Blick zu behal-
ten. Zum Bei-
spiel Arbeits-
plätze, in Un-
ternehmen si-
chern, die hier-

zulande so produzieren 
müssen, dass sie im in-
ternationalen Wettbe-
werb mithalten können. 
Wir müssen auf den so-
zialen Ausgleich achten, 
insbesondere auch da-
rauf, dass individuelle 
motorisierte Mobilität 
oder der Kauf eines or-
dentlichen Stück Flei-
sches nicht zum Luxus-
gut für Wenige wird, 
d.h. wir müssen darauf 
achten, dass der Klima-
schutz bezahlbar bleibt, 
gerade auch für Men-
schen mit kleinerem 
Geldbeutel.  

Ausufernde Mieten und 
steigende Kosten für die 
Mobilität treffen zuerst 
diejenigen, die nur über 

ein geringes Haushalts-
einkommen verfügen. 
Der Unionsfraktion geht 
es also um einen umfas-
senden Ansatz, der alle 
Dimensionen von Nach-
haltigkeit (ökologisch, 
sozial und ökonomisch) 
a d r e s s i e r t .  D e n n 
Deutschland hat sich ne-
ben einer anspruchsvol-
len Klimapolitik auch 
zum Erreichen der VN-
Ziele einer nachhaltigen 
Entwicklung verpflichtet. 

Eine ausgewogene Ge-
samtpolitik ist übrigens 
auch deshalb wichtig, 
weil wir nur so das Mo-
dell einer erfolgreichen 
Klimapolitik präsentie-
ren können, das andere 
Staaten motiviert, eine 
ähnlich anspruchsvolle 
Klimapolitik zu etablie-
ren. Denn eines ist auch 
klar: Nur wenn alle mit-
machen, gelingt Klima-
schutz auch global. 

Die Unionsfraktion wird 
sich auch künftig natio-
nal, europäisch und in-
ternational für die drin-
gend erforderlichen kli-
mapolitischen Maßnah-
men einsetzen. Es ist un-
sere Aufgabe zu zeigen, 
dass eine moderne In-
dustrienation Klima-
schutz gemeinsam mit 
den Menschen und nicht 
gegen sie umsetzen 
kann. Daran arbeiten wir 
weiter. 

Klimaschutz mit Augenmaß 
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europäisch festgelegt und sie 
gelten. Es geht jetzt darum, in 
den belasteten Städten Maß-
nahmen zur Stickoxidreduzie-
rung schnell umzusetzen. Da-
für stehen im Sofortprogramm 

„Saubere Luft“ der Bun-
desregierung Mittel in 
Höhe von 1,5 Milliarden 
Euro für die betroffenen 
Städte bereit. 

Ernst nehmen müssen 
wir den Hinweis der 
Wissenschaftlicher auf 
die Feinstaubbelastun-
gen. Hier werden wir 

uns die Empfehlungen zu den 
europäischen Grenzwerten sehr 
genau ansehen und innerhalb 
der Europäischen Union prü-
fen, ob Handlungsbedarf be-
steht. 

Und wichtig ist auch die Emp-
fehlung, den Blick über den 
Verkehrssektor und die Diesel-
problematik hinaus auf weitere 
Emittentengruppen von Stick-
oxiden und Feinstaub wie In-
dustrie, Landwirtschaft und 

Die interdisziplinäre Arbeits-
gruppe der Nationalen Aka-
demie der Wissenschaften 
Leopoldina hat mit ihrer Stel-
lungnahme zu Stickstoffoxi-
den und Feinstaub in der 
Atemluft dazu beige-
tragen, die Debatte in 
Deutschland zu ver-
sachlichen. Das ist 
sehr zu begrüßen.  

Die Qualität unserer 
Luft ist bei fast allen 
Schadstoffen, auch bei 
Stickoxid, deutlich 
besser geworden. Ins-
besondere die Emissionen im 
Verkehr konnten zwischen 
1995 und 2017 enorm verrin-
gert werden: bei Schwefeldio-
xid um 98 Prozent, bei Fein-
staub um 79 Prozent, bei 
Stickstoffoxiden um 56 Pro-
zent. 

Mit der Stellungnahme der 
Leopoldina sollte jetzt auch 
die Diskussion um die Höhe 
der NOx-Grenzwerte beendet 
sein. Die 40 µg/m³ Luft sind 

Heizungen zu richten. 

Die Stellungnahme weist aus-
drücklich darauf hin, dass die 
Stickstoffdioxidwerte in 
Deutschland runtergehen, so 
dass aus Sicht der Wissen-
schaftler voraussichtlich bin-
nen fünf Jahren die geltenden 
Grenzwerte eingehalten wer-
den können.  

Deutlich wird dabei, dass 
Fahrverbote nicht der richtige 
Weg sind und zu keiner we-
sentlichen Entlastung führen. 
Erfolg versprechend sind viel-
mehr Software-Updates und 
die Hardware-Nachrüstung 
bei Bussen und Kommunal-
fahrzeugen. Da sind wir auf 
einem guten Weg. Die ent-
sprechenden Fördermöglich-
keiten haben wir mit dem 
Bundesverkehrsministerium 
bereits geschaffen, um die 
Kommunen zu unterstützen. 
So können wir die Mobilität 
der Menschen erhalten und 
die Luftqualität in deutschen 
Städten weiter verbessern. 

Fahrverbote sind keine sinnvolle Lösung 

Brexit Chaos aufgeschoben 
kommen nicht vor der Europa-
wahl am 23. Mai ratifiziert, 
müssen die Briten an der Wahl 
teilnehmen. Andernfalls schei-
det Großbritannien Ende Mai 
ungeregelt aus der Europäi-
schen Union aus. 

Durch die sogenannte flexible 
Verlängerung haben die Briten 
es außerdem in der Hand, die 
Europäische Union auch früher 
als Ende Oktober zu verlassen. 
Voraussetzung ist, dass sie dem 
Austrittsabkommen vorher zu-
stimmen. 

Für uns ist auch wichtig, dass 
die Europäische Union und die 

Mit der erneuten Fristver-
längerung für den Austritt 
der Briten aus der EU ist der 
Chaos-Brexit, der an diesem 
Freitag bevorgestanden hät-
te, vermieden worden. Damit 
ist einem zentralen Anliegen 
der EU Rechnung getragen. 

Wir geben den Briten nun 
mehr Zeit, ihre innenpoliti-
sche Krise zu überwinden. 
Wir zwingen ihnen keine 
Entscheidung auf, die falsch 
wäre und beiden Seiten mas-
sive Nachteile brächte. Aber 
die Geduld der Europäer ist 
endlich. Wenn das britische 
Parlament das Austrittsab-

britische Regierung in einer 
eigenen Vereinbarung bekräfti-
gen: Das ausgehandelte Aus-
trittsabkommen wird nicht 
mehr verändert. Lediglich die 
Politische Erklärung über die 
künftigen Beziehungen kann 
noch ergänzt werden. 

Mit diesem Beschluss bewahrt 
die Europäische Union die nöti-
ge Ruhe angesichts der Blocka-
de in London. Zugleich betont 
sie, dass sie rasch eine gute Lö-
sung erwartet. Der Europäische 
Rat wird sich bei seiner nächs-
ten Sitzung am 20./21. Juni 
wieder mit dem Brexit befas-
sen. 
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ElterngeldPlus war richtige Entscheidung 
Die Zahlen zeigen, dass wir 
2015 mit der Einführung des 
ElterngeldPlus richtig lagen: 
Wir sind Eltern bei der Ver-
wirklichung ihrer Lebensent-
würfe entgegengekommen. Wir 
wollten ihnen mehr Zeit und 
Flexibilität bei der Gestaltung 
ihres Familienlebens geben. Das 
ist uns gelungen. Wir sehen, 
dass sich immer mehr Paare 
nach der Geburt partnerschaft-
lich um ihre Kinder kümmern. 
Die Zahl der Väter, die Eltern-
geld beantragen, stieg um sie-
ben Prozent. Und immer mehr 
Väter sind bereit, nicht nur für 
eine kurze Zeitspanne ihre Er-
werbsarbeit zu unterbrechen 

oder zu reduzieren: durch-
schnittlich knapp neun Mona-
te lang haben sich Väter, die 
ElterngeldPlus bezogen haben, 
Zeit für ihre Familien genom-
men.  

Auch Mütter profitieren vom 
ElterngeldPlus: Fast ein Drit-
tel nimmt gerne die Möglich-
keit in Anspruch, Familie und 
Erwerbsarbeit zu vereinbaren. 
Durch Elterngeld und Eltern-
geld Plus ermöglichen wir Zeit 
für Familie und die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. 
Gut, dass so viele Familien in 
unserem Land davon profitie-
ren. 

Im Jahr 2018 haben 1,4 Milli-
onen Mütter und 433 000 Vä-
ter Elterngeld bezogen. Das 
waren 4 % mehr Personen als 
im Jahr 2017. 30 % der be-
rechtigten Mütter und 13 % 
der Väter wählen Elterngeld 
Plus . Zwar fällt das Eltern-
geld Plus in der Regel niedri-
ger aus, wird dafür aber er-
heblich länger gezahlt (bis zu 
36 Bezugsmonate für beide 
Elternteile zusammen).  

Insbesondere Frauen nutzten 
das Elterngeld Plus. 30 % der 
Frauen und 13% der Männer 
entschieden sich für Eltern-
geld Plus. 

Wahlrechtsreform schwierig 
Ich halte es einerseits für drin-

gend geboten, die Anzahl 
der Parlamentarier im 
nächsten Deutschen 
Bundestag wieder auf 
die Zahl von 598 oder 
weniger zurückzuführen.  

Wenn man die Verbin-
dung zwischen Abgeord-
neten und Volk stärken 
will und fördern will, 
dass diejenigen die Ge-
setze machen, die das 

Volk auch direkt gewählt hat, 

dann muss man andererseits 
die Wahlkreise verkleinern, 
und nicht noch vergrößern. 
Korrespondierend sollte die 
Anzahl der über Listen einzie-
henden Parlamentarier absin-
ken. Das würde unsere Demo-
kratie deutlich stärken.  Denn 
eine relativ größere Anzahl 
vom Volk mit Mehrheit ge-
wählte Abgeordnete bedeutet 
auch eine größere Unabhän-
gigkeit des Parlamentes von 
Berliner Parteizentralen. 

Leider wird der aktuelle von 
Bundestagspräsi-
dent Schäuble vor-
gelegte Reformvor-
schlag für ein neues 
Bundestagswahl-
recht weder dem 
Ziel der berechenba-
ren Verkleinerung 
des Deutschen Bun-
destages noch der 
größeren Bürgernä-
he zwischen Abge-
ordneten und Wähler gerecht.  

dem kosten Enteignungen Milli-
arden an Entschädigungszah-

lungen. Geld, das dann 
fehlt, um neue Woh-
nungen zu bauen.  

Was zumindest Grüne 
und Linke in Berlin 
verfolgen, ist realitäts-
fremde Politik. Gegen 

steigende Mieten hilft bauen, 
bauen, bauen. Es muss mehr 
Bauland ausgewiesen und 

Brachflächen reaktiviert wer-
den. Zudem müssen wir intelli-
gent nachverdichten, etwa 
durch Dachgeschossausbau. 
Auch die steuerliche Förde-
rung für den Neubau von Miet-
wohnungen muss endlich vom 
Bundesrat verabschiedet wer-
den! Nur durch mehr Wohn-
raum können wir für Entlas-
tung auf dem Wohnungsmarkt 
sorgen.  

Es ist Irrsinn zu glauben, 
dass Enteignungen auch nur 
ansatzweise eine 
Lösung für steigen-
de Mieten oder feh-
lenden Wohnraum 
sein könnten. Da-
mit wird keine ein-
zige neue Wohnung 
geschaffen. Vielmehr werden 
Investoren für den Woh-
nungsbau verschreckt. Zu-

Enteignung ist keine Lösung 
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„Immer wieder berichten Medien davon, dass Hackeran-
griffe in großem Stil die digitale Privatsphäre von Bür-
gern verletzen. Aus meiner Sicht ist der bisherige 
Schutz über das Strafrecht unzulänglich. Ich halte es für 
dringend notwendig, wenn wir hier die Strafrahmen ver-
schärfen und beispielsweise einen neuen Straftatbestand 
des digitalen Hausfriedensbruchs einführen.“ 

(Thorsten Frei, stv. Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

gesellschaftliche Verantwor-
tung wahrzunehmen. Die Be-
achtung sozialer und ökologi-
scher Mindeststandards ist uns 
ein wichtiges Anliegen, nicht 
zuletzt da viele deutsche Kun-
den Produkte kaufen möchten, 
die gemäß solcher Standards 
hergestellt werden. Wir bauen 
in diesem Zusammenhang da-
rauf, dass die Unternehmen 
den Ansatz der freiwilligen 
Selbstverpflichtung nutzen und 
fordern sie auf, dies verstärkt 

zu tun. 2020 werden 
wir wie im Koalitions-
vertrag vorgesehen 
prüfen, ob weitere 
Maßnahmen erforder-
lich sind. 

Gesetzlichen Zwang 
und unnötigen Büro-
kratie- und Verwal-

tungsaufwand wollen wir ver-
meiden. Dies entspricht auch 
der Vorgehensweise auf inter-
nationaler Ebene: Internatio-
nale Leitlinien (OECD, UN 
etc.) beruhen regelmäßig auf 
freiwilliger Mitarbeit der Un-
ternehmen. Bei der Erarbei-
tung internationaler Leitlinien 
und europäischer Richtlinien 
zur Unternehmensverantwor-
tung müssen wir zudem den 
Erhalt der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit deut-
scher Unternehmen im Blick 
behalten, auf Ausnahmen für 
kleine und mittlere Unterneh-
men hinarbeiten und auf prak-
tikable, bürokratieferne Lösun-
gen achten. Gesetzliche Vorga-

Wir arbeiten intensiv an der 
weltweiten Durchsetzung der 
Menschen- und Arbeitsrechte  
und unterstützen Bestrebun-
gen, Anliegen, in Produkti-
ons- und Handelswegen die 
Rechte der Arbeitnehmer, der 
lokalen Bevölkerung als auch 
die Umwelt zu schützen.  

Deutsche Unternehmen ver-
fügen heute – auch im inter-
nationalen Vergleich – über 
einen hohen Grad an unter-
nehmerischer Verantwor-
tung. Sie sind vor-
bildliche Botschaf-
ter für hohe Ar-
beits- und Umwelt-
standards und wer-
den ihrer gesell-
schaftlichen Ver-
antwortung – im 
Inland wie im Aus-
land – über die Maßen ge-
recht. Unsere Unternehmer 
erkennen immer mehr, dass 
aktives Handeln im Bereich 
der so genannten Corporate 
Responsibility (CR) Chancen 
und damit Wettbewerbsvor-
teile ermöglicht. Zur Doku-
mentation ihres Verhaltens 
veröffentlicht eine steigende 
Zahl von Unternehmen des-
halb regelmäßig freiwillig 
CR-Berichte. 

Die unionsgeführte Bundes-
regierung wird deutsche Un-
ternehmen, insbesondere 
aber kleine und mittlere Un-
ternehmen, weiter dabei un-
terstützen und stärken, ihre 

ben, die allein für deutsche Un-
ternehmen gelten, sind kontra-
produktiv: Deutschen Unter-
nehmen entstehen dadurch 
schwerwiegende Nachteile im 
internationalen Wettbewerb. 
Die Folge ist: Arbeitsplätze ge-
hen verloren und / oder Unter-
nehmen verschwinden ganz 
vom Markt. Tatsächlich ent-
stünde dadurch sogar noch grö-
ßerer Schaden. Denn ausländi-
sche Unternehmen mit in der 
Regel deutlich geringeren Sozi-
al- und Umweltstandards wür-
den die Marktposition der deut-
schen Unternehmen einneh-
men. Damit wäre auch Nieman-
dem geholfen. 

Ein Beispiel für gelungenes En-
gagement für bessere Arbeits- 
und Umweltstandards ist das 
2014 von Bundesentwicklungs-
minister Gerd Müller initiierte 
Bündnis für Nachhaltige Texti-
lien. Dieses Bündnis wirkt da-
rauf hin, die soziale und ökolo-
gische Nachhaltigkeit entlang 
der gesamten Produktionskette 
von Textilien zu verbessern. 
Das Bündnis hat mittlerweile 
etwa 130 Mitglieder. Damit 
deckt das Textilbündnis etwa 
50 Prozent des Umsatzes der 
deutschen Textilwirtschaft ab. 
Es zeigt, wie durch Zusammen-
arbeit und Freiwilligkeit Fort-
schritte im Bereich Corporate 
Responsibility erzielt werden 
können, ohne die Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unterneh-
men zu gefährden. Diesen Weg 
wollen wir weiter beschreiten.  

Fairer Handel ohne Selbstzerstörung 


